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Thema: Flüchtlinge und Menschenrechte

Bleiberecht für alle - jetzt sofort!


Die Lage heute

Spätestens seit dem „Asylkompromiss“ der Kohl-Regierung im Jahr 1992 ist es mit dem Schutz für Flüchtlinge in Deutschland vorbei. Menschen aus sogenannten „sicheren Drittstaaten“ erhalten kein Asyl in Deutschland.  Die Quote positiv beschiedener Asylanträge in der Bundsrepublik betrug folglich 2006 nur 0,8 Prozent. Und auch sonst muss die Art und Weise, in der Flüchtlinge in Deutschland behandelt werden, in zunehmendem Maße als rassistisch bezeichnet werden.

In deutscher Abschiebehaft und aus Angst vor Abschieung nahmen sich seit 1993 mehrere Hundert Menschen das Leben. Diejenigen, die durch Misshandlungen der deutschen Polizei- und Grenzbeamten umkamen, sind hierbei nicht berücksichtigt, ebenso wenig diejenigen, die nach ihrer Abschiebung in ihre Heimat durch Folter, schlechte Behandlung oder gar Hinrichtung starben.

Was passiert?

Die Politik der  Abschiebungen und Ausgrenzungen setzte auch die rot-grüne Koalition fort: Durch das Zuwanderungs-, bzw. Zuwanderungsgbegrezungsgesetz Otto Schilys haben sich diese Zustände massiv verschlechtert.  Es gibt immer noch Abschiebeknäste, deren Existenz eine Verhöhnung der Menschenrechte darstellen: Wer nach Deutschland kommt, muss fürchten, erst einmal im Gefängnis zu landen. Das führt jeden rechtsstaatlichen Grundsatz ad absurdum!

Ein weiteres Mittel der rassitisches Politik der BRD ist die Residenzpflicht. Sie besagt, dass Asylsuchende ihren Landkreis oder ihr Stadtviertel nicht ohne Genehmigung verlassen dürfen. Und das Beantragen einer Genehmigung kostet – wenn sie überhaupt erteilt wird. Wenn die Asylsuchenden trotzdem einen Besuch in einer anderen Stadt machen wollen und dabei von der Polizei erwischt werden, drohen hohe Geldstrafen oder sogar Inhaftierung und Abschiebung. 

Den meisten in der BRD lebenden Flüchtlingen mit  zeitlich begrenzetem Aufenthaltsstatus wird  das Recht auf Arbeit, Gesundheit, Bildung und Freizügigkeit  vorenthalten.  Viele andere werden in die Illegalität gedrängt, sie leben also ohne einklagbare Rechte, z.B. gegen ausbeuterische Arbeitsverhältnisse und in ständiger Angst vor Inhaftierung und Abschiebung.

Doch auch die EU arbeitet bei der Flüchtlingsabwehr zunehmend zusammen und geht u.a. im Mittelmeer militärisch gegen Migration vor: 2006 ist das Jahr mit der höchsten Todesrate an den EU-Außengrenzen und einem neuen Tiefstand bei den Asylgesuchen. Von 1993 bis 2004 starben über 5000 Menschen an den Außengrenzen der EU.

Was tun?

Selbstverständlich müssen die Ursachen dafür, dass Menschen gezwungen werden, aus ihrer Heimat zu fliehen, nachhaltig beseitigt werden. Eine Parole von Flüchlingsinitiativen lautet: „Wir sind hier, weil ihr dort seid.“ Deutsche Konzerne tragen nämlich durch Korruption und Profitgier dazu bei, die Lage in den Herkunftsländern von Fliehenden zu destabilisieren, wie z.B. im Kongo.  Auch deshalb sind wir gegen den neoliberalen Kapitalismus. Denn jeder Mensch sollte  menschenwürdig und selbstbestimmt leben können und zwar dort, wo sie oder er das am liebsten möchte.

Die Linksjugend ['solid] fordert:

· Grenzen auf für Menschen in Not! Keine Beschränkungen für Menschen, die hier her kommen wollen oder müssen!

· Abschaffung der Abschiebeknäste und der Residenzpflicht - SOFORT!

· Stopp aller Rüstungsexporte!

· Eine Flüchtlingspolitik auf Basis der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte!

· Entwicklungspolitik, die diesen Namen verdient und die Grundbedürfnisse der Menschen auch in Entwicklungsländern sichert!

· Für eine Welt, in der es keine Grenzen mehr gibt!
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 Weitere Infos und Kontakt: 

Tel: (0721) 35 48 93 41 - Mail: info@solid-bw.de - Net: www.solid-bw.de

